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Alice Weidel: Migrationsgipfel mit klaren Zielen statt Lippenbekenntnissen! 

Berlin, 05.03.2024. Am morgigen Mittwoch findet erneut ein „Migrationsgipfel“ im Rahmen der 

Ministerpräsidentenkonferenz statt. Auch dieser wird keine Verbesserung der desolaten Lage in der 

Migrationspolitik bewirken. AfD-Bundessprecherin Dr. Alice Weidel dazu: 

„Kein einziger Migrationsgipfel der Vergangenheit hat irgendeine substanzielle Verbesserung für die Bürger im 

Land gebracht. Vollmundige Versprechen wie das, mehr Ausreisepflichtige tatsächlich in ihre Heimatländer 

abzuschieben, wurden ebenso wenig eingehalten wie der Vorsatz, weniger sogenannte Flüchtlinge 

aufzunehmen. Hinsichtlich verkündeter Abkommen mit den Herkunftsländern ist es ebenso beim Status quo 

geblieben wie beim Thema ‚Innere Sicherheit‘, von der inzwischen kaum mehr die Rede sein kann. Die Zahl der 

sogenannten Einzelfälle steigt tagtäglich weiter, während die Bevölkerung hilflos zusieht und von der Politik im 

Stich gelassen wird.  

Beschlüsse der Ministerpräsidentenkonferenz, die nicht eingehalten werden, sind das Papier nicht wert, auf dem 

sie geschrieben stehen. Stattdessen sollten endlich konkrete Ziele gefasst werden, bei denen man auch den 

Anspruch hat, sie umzusetzen. Dazu gehören insbesondere drei Punkte: Erstens sind Ausreisepflichtige sofort 

und ohne zeitlichen Aufschub in ihre Heimatländer abzuschieben. Zweitens müssen unsere Grenzen kontrolliert 

werden, um illegale Einreisen durch Abweisung zu unterbinden. Zu guter Letzt dürfen solche Veranstaltungen 

nicht länger als Mechanismus angesehen werden, bei dem es lediglich um die Verteilung von Migranten und 

den Erhalt finanziellen Ausgleichs geht. Der Migrationsgipfel muss der Bundesregierung ein klares Signal 

senden: Ein ‚Weiter so‘ kommt nicht mehr in Frage.“ 

 

AfD hat an ihrer Haltung zur Remigration keinerlei programmatische Änderung vorgenommen 
Berlin, 09.02.2024. Die in den letzten Tagen von einigen Medien erhobenen Behauptungen, die AfD wolle 

„nach Massenprotesten […] plötzlich ‚Remigration‘ umdeuten“ oder „von Medien und Öffentlichkeit kaum 

bemerkt, veränder[e] die AfD gerade ihre Positionierung zum ‚Remigrations‘-Komplex“, sind falsch. Die AfD 

hat an ihrer Haltung zur Remigration in den letzten Monaten keinerlei programmatische Änderung 

vorgenommen. Die letzte Aktualisierung fand am 6. August 2023 statt, als unsere Europawahlversammlung das 

AfD-Programm zur Wahl zum Europäischen Parlament 2024 beschlossen hat. Darin finden sich auf Seite 17 im 

Kapitel „Identität der Nationen bewahren“ u.a. folgende Auszüge (vgl. hier: 

https://www.afd.de/europawahlprogramm2024/) 

„Remigration statt Talentabwerbung: Die millionenfache Aufnahme junger Menschen aus Entwicklungsländern 

Afrikas und des Nahen Ostens in Europa beraubt die Herkunftsstaaten jener Leistungsträger, die dort zum 

Aufbau bzw. Wiederaufbau dringend benötigt werden. […] Sobald in einem Herkunftsland in den meisten 

Gebieten wieder Frieden herrscht, hat die EU bzw. Deutschland umgehend die Bedingungen für eine Rückkehr 

der hier aufgenommenen Asylbewerber auszuhandeln und diese Rückkehr auch konsequent durchzusetzen. 

Schutz vor Kriegsfolgen ist nur für deren Dauer zu gewähren und darf nicht zu dauerhafter Einwanderung 

führen. Nicht „Resettlements“, also Umsiedlungsprogramme nach Europa, sind das Gebot der Stunde, sondern 

das Gegenteil: Auf nationaler und europäischer Ebene müssen Remigrations-Programme auf- und ausgebaut 

werden.“ 

Es gab also keine Veränderung der rechtstaatstreuen und gesetzeskonformen Haltung der AfD zur Abschiebung 

– und erst recht nicht weder auf noch nach irgendwelchen privaten Treffen, die wie z.B. das in Potsdam am 

25.11.2023 nichts mit unserer Partei zu tun hatten und wo demzufolge auch keinerlei Programmatik unserer 

Partei entwickelt werden konnte. Wir waren schon immer für die Abschiebung von vollziehbar 

Ausreisepflichtigen und hatten auch nie jemals eine Abschiebung deutscher Staatsbürger in irgendeinem 

Programm gefordert. Unser neues Positionspapier bzw. das Faltblatt zur Remigration stellen das nur noch 

einmal klar. Der Fokus der Ausländerpolitik der AfD liegt seit Jahren auf einer sowohl quantitativen als auch 

qualitativen Steuerung der Einreisen in unser Land. Wenn endlich wieder Recht und Gesetz sowie die Interessen 

Deutschlands bei der Einwanderung konsequent durchgesetzt würden, brauchten wir erst gar nicht so intensiv 

wie jetzt über Remigration debattieren. 

Zusammengefasst deshalb hier einige Fakten zur Genese unseres Positionspapiers bzw. Faltblatts: 

1. Tatsache ist, dass der AfD-Bundesvorstand schon mit Beschluss seiner Präsenzsitzung am 15. Januar 

2024 den für die Themenbereiche Zuwanderung, Asyl und Staatsangehörigkeit zuständigen 

Bundesfachausschuss 12 beauftragt hat, ein „programmatisch fundiertes Positionspapier zum Begriff 

Remigration“ bis zum 26.01.2024 zu erarbeiten. 
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2. Diesen Entwurf hat der AfD-Bundesvorstand in seiner Telefonkonferenz am 29. Januar 2024 

freigegeben. Die freigegebene Fassung wurde in einer Pressemitteilung mit dem Titel „AfD-

Positionspapier zur Remigration räumt mit Deportationslüge auf!“ am 31. Januar 2024 veröffentlicht 

(vgl. https://www.afd.de/afd-positionspapier-zur-remigration-raeumt-mit-deportationsluege-auf/) . 

3. Direkt im Anschluss an diese Veröffentlichung ist auf der Grundlage des Positionspapiers und mit 

identischem Wortlaut durch die AfD-Bundesgeschäftsstelle ein Faltblatt erstellt worden mit dem Titel 

„7 PUNKTE ZUR REMIGRATION. Wie die AfD den Begriff definiert.“. Dieses Faltblatt wurde einen 

Tag später, am 01. Februar 2024, den derzeit mehr als 42.000 Mitgliedern und Förderer unserer Partei 

per E-Mail gesendet und kann hier eingesehen bzw. heruntergeladen werden: https://www.afd.de/wp-

content/uploads/2024/02/2024-01-31-_-AfD-Faltblatt-_-7-Punkte-zur-Remigration-_-web.pdf . 

4. Die AfD ist die Partei der Meinungsfreiheit. Deshalb hat jedes Mitglied unserer Partei das Recht, seine 

persönlichen Vorstellungen zu äußern, solange dabei nicht gegen die Grundsätze, die Ordnung oder die 

Satzung der AfD verstoßen wird. Dieses Recht zur freien Meinungsäußerung trifft selbstverständlich 

auch für die in den vergangenen Tagen mehrfach zitierten Äußerungen oder Buchauszüge einzelner 

Parteirepräsentanten zu. 

5. Im Zweifelsfall gilt als Aussage unserer Partei zum Themenkomplex „Remigration“ allerdings das, was 

in dem vom zuständigen Bundesfachausschuss entworfenen und vom AfD-Bundesvorstand 

freigegebenen Positionspapier bzw. im zugehörigen Faltblatt veröffentlicht ist – die dortigen 

Ausführungen fußen auf verschiedenen Programmen der AfD, welche wiederum mit großer Mehrheit 

von den Delegierten unserer Bundesparteitage beschlossen worden sind. Der relevante Text ist in 

vollem Wortlaut auf unserer Webseite hier veröffentlicht: https://www.afd.de/remigration/. 

AfD-Positionspapier zur Remigration räumt mit Deportationslüge auf! 
Berlin, 31.01.2024. Der Bundesvorstand der Alternative für Deutschland hat am 29. Januar 2024 in 

Abstimmung mit dem programmatisch zuständigen Bundesfachausschuss ein Positionspapier unter dem Titel 

„Wie die AfD den Begriff Remigration definiert“ verabschiedet. Dieses enthält sieben Punkte, ist dieser 

Pressemitteilung beigefügt und kann wie folgt zusammengefasst werden: „Remigration umfasst alle 

Maßnahmen und Anreize zu einer rechtsstaatlichen und gesetzeskonformen Rückführung ausreisepflichtiger 

Ausländer in ihre Heimat.“ 

Hinsichtlich der in den vergangenen Wochen gegen unsere Partei mit falschen Behauptungen – zu denen auch 

die Lüge über angeblich von der AfD geplante Deportationen gehört – geführten Kampagne heißt es  im 

Positionspapier wie folgt: 

 Die AfD unterscheidet nicht zwischen deutschen Staatsangehörigen mit und ohne 

Migrationshintergrund. Alle Deutschen sind ohne Ansehen von Herkunft, Abstammung, 

Weltanschauung oder Religionszugehörigkeit Teil unseres Staatsvolks. 

 Die vielen gut integrierten Bürger mit Migrationshintergrund in Deutschland, welche die Chancen 

ergriffen haben, die unser Land bietet, leisten einen wichtigen Beitrag für unsere Wirtschaft und 

Gesellschaft. Sie sind uns ausdrücklich willkommen – die Politik der AfD vertritt auch ihre Interessen! 

 Verfassungswidrige Forderungen wie eine willkürliche kollektive Abschiebung von Ausländern 

unabhängig von einem bestehenden individuellen Aufenthaltsrecht oder gar die Abschiebung deutscher 

Staatsbürger mit Migrationshintergrund stoßen auf unsere entschiedene Ablehnung. 
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Marc Jongen: Wider die Lügenkampagne: Was die AfD mit Remigration meint und was nicht 
Berlin, 22.01.2024. In der vergangenen Woche ist eine zwischen den Regierungsparteien und den staatsnahen 

Medien konzertierte Diffamierungskampagne über die AfD hereingebrochen, wie sie in der Geschichte der 

Bundesrepublik beispiellos ist. Das von der Bundesregierung finanziell geförderte Recherchenetzwerk Correctiv 

hat sich offenbar mit geheimdienstlichen Mitteln, das heißt unter Verletzung geltenden Rechts, Informationen 

über ein privates Treffen in Potsdam verschafft, an dem – neben CDU-Mitgliedern und parteilosen Personen – 

auch Mitglieder der AfD teilgenommen haben. Aus dem Begriff „Remigration“, der in einem der Gastvorträge 

am Rande eine Rolle spielte, wurde in lügenhafter Verzerrung der Tatsachen das Schauermärchen abgeleitet, die 

AfD wolle Menschen mit Migrationshintergrund massenhaft „deportieren“, und das Treffen habe dem Zweck 

gedient, einen entsprechenden „Geheimplan“ auszuhecken. 

Dass sich die öffentlich-rechtlichen Medien und weite Teile der sogenannten Leitmedien für eine Kolportage 

dieser Räuberpistole hergegeben haben, welche die Stasi-Abteilung für Zersetzung nicht besser hätte erfinden 

können, ist ein Medienskandal ohnegleichen. Dabei sind nicht nur elementare journalistische Standards eklatant 

verletzt worden, sondern man hat auch den Hass, die Hetze und die Spaltung in unsere Gesellschaft selbst 

hineingetragen, gegen die man mit geschwellter Brust angeblich zu Felde zieht. Der vorläufige Höhepunkt der 

Schmierenkampagne war eine Aktuelle Stunde vergangenen Donnerstag im Deutschen Bundestag, in der 

Ampelparteien und CDU/CSU auf der Basis der Corretiv-Lügen und der fast schon obligatorischen Nazi-

Vergleiche die einzige echte Opposition im Land auf das Übelste diffamierten. 
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Vor diesem Hintergrund ist eine Klarstellung angebracht, was die AfD unter „Remigration“ versteht, wie es aus 

ihren Wahlprogrammen und den Aussagen ihrer führenden Vertreter bereits unmissverständlich hervorgeht: 

Die AfD macht keinen Unterschied zwischen deutschen Staatsangehörigen mit und ohne Migrationshintergrund. 

Alle Deutschen sind ohne Ansehen von Herkunft, Abstammung, Weltanschauung oder Religionszugehörigkeit 

Teil unseres Staatsvolkes. 

Remigration ist unsere politische Antwort, um das Asylchaos zu beenden und die Folgen der unkontrollierten 

Masseneinwanderung nachhaltig anzugehen. In diesem Sinne steht das Konzept der Remigration für ein 

umfassendes Maßnahmenpaket zur Wiederherstellung rechtskonformer Verhältnisse wie auch der 

Integrationsfähigkeit unserer Gesellschaft. Dieses umfasst: 

 Konsequente Rückführung abgelehnter und vollziehbar ausreisepflichtiger Ausländer sowie 

ausländischer Gefährder, Extremisten und schwerer Straftäter gemäß Gesetzeslage; 

  

 Umsetzung geltenden deutschen Rechts an der Grenze mit Zurückweisungen von Nicht-

Einreiseberechtigten; 

  

 Schutzgewährung grundsätzlich nur so lange, bis der jeweilige Fluchtgrund weggefallen und eine 

sichere Rückkehr in die Herkunftsländer möglich ist; 

  

 Schaffung stärkerer Anreize zur freiwilligen Rückkehr Ausreisepflichtiger in die Herkunftsländer; 

  

 Grundgesetzkonforme Neufassung des Staatsbürgerschafts- und Asylrechts – kein Verschenken der 

deutschen Staatsbürgerschaft, sondern Einbürgerung erst als Abschluss gelungener Integration; 

  

 Hilfe vor Ort als Grundprinzip des Flüchtlingsschutzes bei gleichzeitiger konsequenter Bekämpfung der 

Schleuserkriminalität. 

Deutsche Staatsbürger mit Migrationshintergrund wie auch Ausländer, die sich legal in Deutschland aufhalten 

und sich gesetzestreu verhalten, hier arbeiten, Steuern zahlen und sich in das gesellschaftliche Leben einbringen, 

sind uns willkommen und so wenig Teil eines Remigrationskonzepts wie Deutsche ohne Migrationshintergrund. 

Die gegenteilige Behauptung ist eine infame, durch nichts belegte Unterstellung der politischen Gegner, die 

damit von ihren eigenen Rechtsbrüchen im Rahmen der desaströsen Migrationspolitik abzulenken versuchen. 

Die stetig wachsende Zahl unserer Wähler wie auch Mitglieder mit Migrationshintergrund straft die aktuelle 

Medienkampagne Lügen und zeigt, dass immer mehr gut integrierte Zuwanderer erkennen, dass die Alternative 

für Deutschland auch ihre Interessen am besten vertritt. 

 

Mariana Harder-Kühnel: Einbürgerungsrecht verschärfen, Ampel-Reform stoppen! 
Berlin, 18.01.2024. An diesem Freitag will die Ampel-Koalition eine Reform des Staatsangehörigkeitsrechts im 

Deutschen Bundestag beschließen lassen. Durch diese sollen Einbürgerungen fortan schneller und leichter 

erfolgen können sowie Doppelpässe erlaubt sein. 

Mariana Harder-Kühnel, stellvertretende Bundessprecherin der Alternative für Deutschland, nimmt dazu wie 

folgt Stellung: 

„Die Hürden für die Erlangung der deutschen Staatsangehörigkeit sind nicht im Sinne der Ampel weiter zu 

senken, sondern deutlich zu erhöhen. Den deutschen Pass muss man sich durch einen ernstzunehmenden 

Nachweis der wirtschaftlichen und kulturellen Integration verdienen. 

Die AfD fordert, dass das ab dem Jahr 2000 eingeführte Geburtsortsprinzip wieder abgeschafft wird, da es 

diesen Nachweis gerade nicht verlangt. Die Mindestaufenthaltsdauer in unserem Land ist von acht auf 

mindestens zehn Jahre zu verlängern, die Anforderungen an die deutschen Sprachkenntnisse sind angemessen 

anzuheben. Einen einklagbaren Anspruch auf Einbürgerung darf es zukünftig nicht mehr geben, sondern es 

muss im Ermessen unseres Staates liegen, wer dauerhafter Bestandteil von uns werden darf und wer nicht. 

Die rechtlichen Möglichkeiten zu einem Entzug des deutschen Passes nach einer erfolgten Einbürgerung 

müssen vollständig ausgeschöpft werden. Der Missbrauch unserer Staatsbürgerschaft zur Betätigung in der 

organisierten Kriminalität ist konsequent zu unterbinden. 

Insofern erscheint es vielmehr geboten, das Einbürgerungsrecht im Interesse unseres Landes zu verschärfen. Die 

geplante Reform der Ampel muss unter allen Umständen verhindert werden.“ 

 

Klarstellung zu einer privaten Veranstaltung am 25.11.2023 in Potsdam 
Berlin, 11.01.2024. Aufgrund mehrerer Pressemeldungen, die im Zusammenhang mit einer privaten 

Veranstaltung am 25.11.2023 in Potsdam falsche Tatsachen hinsichtlich einer angeblichen Beteiligung unserer 

Partei behauptet haben, finden Sie nachfolgend eine Klarstellung: 

1) Die Veranstaltung am 25.11.2023 in Potsdam war eine private Veranstaltung und keine 

Parteiveranstaltung der AfD gewesen. Es gab weder eine organisatorische noch eine finanzielle 

Verbindung zur Alternative für Deutschland. 



2) Die dort offenbar auch anwesenden AfD-Mitglieder hatten demzufolge als Privatpersonen 

teilgenommen, keiner der Betreffenden konnte daher für unsere Partei sprechen. 

3) Die Alternative für Deutschland ist nicht verantwortlich für Vorträge oder sonstige Inhalte, die von 

Privatpersonen auf privaten Veranstaltungen – die erkennbar nichts mit unserer Partei zu tun haben – 

gehalten werden. Eine pauschale Zurechnung solcher etwaig privat geäußerten Inhalte zur Alternative 

für Deutschland wird ausdrücklich zurückgewiesen. 

4) Die Programmatik der Alternative für Deutschland geht transparent und rechtsstaatlich mit dem 

Remigrationsbegriff um: Weder im Bundestagswahlprogramm 2021 („eine nationale und eine 

supranationale ‚Remigrationsagenda‘ als Schutzgewährung in Herkunfts- und Transitregionen nach dem 

Grundsatz ‚Hilfe vor Ort‘“) noch im Europawahlprogramm 2024 („Remigration statt Talentabwerbung“) sind 

irgendwelche Anhaltspunkte aufgeführt, die unser Selbstverständnis als „Grundgesetzpartei“ in 

irgendeiner Weise in Frage stellen könnten. 

5) Ansonsten sind unsere Forderungen zu „Einwanderung, Integration und Asyl“, die seit 2016 

unverändert im Grundsatzprogramm stehen und sich selbstverständlich auch im Einklang mit der 

freiheitlich-demokratischen Grundordnung befinden, folgende (Auszug Kapitel 9): 

– Vollständige Schließung der EU-Außengrenzen. 

– In der Herkunftsregion von Flüchtlingsbewegungen, wie z.B. Nordafrika, werden Schutz- und Asylzentren in 

sicheren Staaten eingerichtet. Erst nach Anerkennung eines Schutzgrundes wird die sichere Reise nach 

Deutschland ermöglicht. 

– An allen deutschen Grenzen, an denen derzeit (noch) ungeregelte Einwanderung stattfindet, sind strenge 

Personenkontrollen einzuführen, um illegale Grenzübertritte zu verhindern. 

– Das individuelle Asylgrundrecht soll durch die grundgesetzliche Gewährleistung eines Asylgesetzes ersetzt 

werden. Das Asylrecht darf nicht länger als ein Vehikel der Masseneinwanderung missbraucht werden. 

Der wichtigste (Fehl-)Anreiz, über das Asylrecht in das deutsche Sozialsystem einzuwandern, ist die fehlende 

Durchsetzung der Ausreisepflicht gegenüber Ausländern, die nicht oder nicht mehr bleibeberechtigt sind. Alle 

rechtskräftig abgelehnten Asylbewerber sind unverzüglich außer Landes zu bringen, sofern sie nicht die 

entsprechenden Ausreiseaufforderungen freiwillig befolgen. Vollziehbar ausreisepflichtigen Ausländern dürfen 

nicht gleichzeitig Anreize zum Bleiben gegeben werden. Unter anderem ist ihre Sozialhilfe umgehend auf ein 

rechtlich zulässiges Minimum an Sachleistungen zurückzuführen. […] Dabei muss die direkte Einwanderung in 

Sozialsysteme verhindert werden. Wir befürworten eine maßvolle legale Einwanderung aus Drittstaaten nach 

qualitativen Kriterien. Im Vordergrund stehen dabei die Interessen Deutschlands als Sozialstaat, Wirtschafts- 

und Kulturnation. Jeder Einwanderer hat eine unabdingbare Bringschuld, sich zu integrieren; er muss sich seiner 

neuen Heimat anpassen, nicht umgekehrt. Wer sich der Integration verweigert, muss sanktioniert werden und 

letztendlich auch sein Aufenthaltsrecht verlieren können. Die AfD lehnt den „Doppelpass“, also den Erwerb der 

deutschen Staatsangehörigkeit bei gleichzeitigem Fortbestand oder Erwerb einer anderen Staatsangehörigkeit 

grundsätzlich ab, was wohlbegründete Sonderfälle aber nicht ausschließt. 

 

Christina Baum: Wer seinen Kopf mit Gewalt durchzusetzen versucht, hat jedes 

Aufenthaltsrecht verwirkt 
Berlin, 04.01.2024. Die schweren körperlichen Angriffe von drei Ausländern auf einen Arzt und einen Pfleger 

im Berliner Sana-Klinikum in Lichtenberg in der Silvesternacht kommentiert Dr. Christina Baum, Mitglied des 

Bundesvorstandes und des Gesundheitsausschuss, mit folgenden Worten: 

„Die bekannte Aussage von Peter Scholl-Latour, ‚Wer halb Kalkutta aufnimmt, wird selbst zu Kalkutta‘, 

bestätigt sich in Deutschland seit der illegalen Grenzöffnung im Herbst 2015 täglich. Mit der millionenfachen 

Aufnahme von Migranten sind Gewalttaten massiv angestiegen, leider auch gegen Rettungskräfte. 

Sicherheitsdienste in Schulen oder Krankenhäusern sind mittlerweile zur deutschen ‚Normalität‘ geworden, 

ebenso wie die ständigen Beschwichtigungen der verantwortlichen Politiker. Bezeichnend ist auch, dass der 

Vorfall erst durch Verbreitung der Aufnahmen von der Überwachungskamera in den sozialen Netzwerken 

bekannt wurde. Solche unfassbaren Szenen sollen dem Volk verschwiegen werden, anstatt endlich eine 

öffentliche Diskussion zu beginnen, wie man mit den Tätern umgehen soll. 

Die AfD wird sich mit solchen Zuständen jedenfalls nicht abfinden. Wir werden wieder für Sicherheit sorgen, 

nicht nur für Rettungskräfte, Schüler und Frauen, sondern für die gesamte Bevölkerung. Diese drei serbischen 

Männer gehören sofort in Abschiebehaft. Wer in Deutschland seinen Kopf mit Gewalt durchzusetzen versucht, 

hat hier jedes Aufenthaltsrecht verwirkt. So einfach ist das. Die Gutmütigkeit des Gastlandes darf von 

niemanden ausgenutzt werden. Auf diese Art ‚kultureller Bereicherung‘ können wir gut und gerne verzichten.“ 

Quelle: https://www.welt.de/vermischtes/article249346612/Berlin-Lichtenberg-Arzt-und-Pfleger-in-

Rettungsstelle-mit-Fausthieben-attackiert.html. 
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Mariana Harder-Kühnel: Ampel will illegale Migration mit deutschem Pass belohnen! 
Berlin, 13. Dezember 2023. 

Nach der Anhörung im Innenausschuss des Deutschen Bundestages hält die Bundesregierung trotz der 

vorgetragenen Kritik am Gesetzentwurf weiterhin an ihrem Plan einer Einbürgerungsreform fest. 

Mariana Harder-Kühnel, stellvertretende Bundessprecherin der Alternative für Deutschland, nimmt dazu wie 

folgt Stellung: 

„Das sture Festhalten am Vorhaben, die Einbürgerung in Deutschland erheblich zu erleichtern und zu 

beschleunigen, sendet ein fatales Signal an jene aus aller Welt, die beabsichtigen, illegal in unser Land 

einzureisen, um sich hier dauerhaft niederzulassen. Die vorgesehene Staatsbürgerschaftsreform wird dazu 

führen, dass illegale Zuwanderung aus Staaten, in die Abschiebungen nicht erfolgen, letztlich mit dem Erhalt 

des deutschen Passes belohnt wird. 

Durch eine solche Politik schafft die Ampel-Koalition einen neuen Anreiz für Massenmigration, deren Folge der 

weitere Import von Konflikten aus anderen Kontinenten sein wird. Diese werden dann nicht nur auf deutschen 

Straßen, sondern aufgrund der Verleihung des Wahlrechts hierzulande auch auf dem politischen Feld 

ausgetragen. 

Überdies besteht die große Gefahr einer vielfachen Einbürgerung von kriminellen Personen, zumal durch die 

geplante Einbürgerungsreform die Anfrage entfallen würde, ob der Bewerber in seinem Heimatland straffällig 

geworden ist. 

Die AfD steht dagegen für eine restriktive und an deutschen Interessen orientierte Migrationspolitik. Im 

Vordergrund müssen die Sicherung unserer Grenzen, die konsequente Rückführung aller Ausreisepflichtigen in 

ihre Heimat und der Schutz unserer Bürger vor importierter Kriminalität stehen.“ 

 

Carlo Clemens: Linksgrüne Bildungsexperimente verantwortlich für desaströses Abschneiden 

deutscher Schüler bei Pisa-Studie 
Berlin, 5. Dezember 2023. 

Noch nie waren die Leistungen 15-jähriger Schüler in Deutschland so schlecht wie im vergangenen Jahr. Das 

zeigt die aktuelle Pisa-Studie, die heute durch die OECD präsentiert wurde. Carlo Clemens, Mitglied im 

Bundesvorstand der Alternative für Deutschland, kommentiert wie folgt: 

„Eine jahrzehntelange Politik der Bildungsexperimente, von Einheitsschule bis Inklusion, haben ein bewährtes 

Bildungssystem demoliert. Hinzu kommen gesamtgesellschaftliche Entwicklungen wie die ungesteuerte 

Rekordmigration, die kommunale Schulträger und Lehrkräfte überlasten. Insbesondere die Grundfächer 

Mathematik und Deutsch müssen wieder in den Vordergrund rücken. Die Politik muss jetzt die Weichen stellen, 

um Deutschland wieder zu einem Bildungsstandort erster Güte zu machen. 

Die Bildungsforschung weist klar auf den Zusammenhang hin zwischen der zunehmend heterogener werdenden 

Zusammensetzung der Schülerschaft und Benachteiligungen, insbesondere für lernstarke und lernschwache 

Schüler. Hinzu kommen kulturell bedingte Integrationsprobleme und fehlende Deutschkenntnisse, besonders in 

Ballungsgebieten. Das trägt zur enormen alltäglichen Belastung von Lehrkräften bei – der Lehrerberuf verliert 

zunehmend an Attraktivität. Eine Obergrenze für Schulen und Klassen wäre daher sowohl für Lehrkräfte als 

auch für Schüler dienlich. Die Ampelkoalition muss ihre ideologischen Scheuklappen ablegen und zu einem 

differenzierten Bildungssystem zurückkehren, das den Fokus auf kleine Klassen, leistungsmäßig relativ 

homogene Lerngruppen, Förderschulen und verpflichtende Deutsch-Fördergruppen noch vor der Einschulung 

legt.“ 

 

Mariana Harder-Kühnel: Nein zur Einbürgerungsreform der Ampel – Deutschland darf sich 

nicht selbst abschaffen! 
Berlin, 28. November 2023. 

Die Ampel-Koalition will die deutsche Staatsbürgerschaft für Migranten weiter öffnen und Einbürgerungen 

bereits nach drei Jahren Aufenthalt zulassen. Hierzu hat sie einen Gesetzentwurf für eine „Modernisierung des 

Staatsangehörigkeitsrechts“ in den Deutschen Bundestag eingebracht, der an diesem Donnerstag in erster 

Lesung beraten werden soll. 

Mariana Harder-Kühnel, stellvertretende Bundessprecherin der Alternative für Deutschland, nimmt dazu wie 

folgt Stellung: 

„Trotz einer dramatischen Haushaltskrise und etlicher Kommunen, die aufgrund des Migrationsdrucks finanziell 

einbrechen, setzt die Bundesregierung ihre linksgrün-ideologischen Projekte unbeirrt fort. Ihre geplante 

Staatsbürgerschaftsreform würde das Gesicht Deutschlands für immer verändern und stellt damit einen weiteren 

großen Schritt in Richtung einer unumkehrbaren Abschaffung unseres Landes dar. Die Transformation in eine 

bunte Multi-Minoritäten-Gesellschaft wäre damit endgültig besiegelt. 

Die Ampel behauptet, mit ihrer Staatsbürgerschaftsreform einen inländischen Fachkräftemangel beseitigen zu 

wollen, provoziert allerdings mit einer drastischen Absenkung der Sprach- und Integrationsanforderungen sowie 

einer regelmäßigen Erhöhung des Bürgergeldes eine Masseneinwanderung in die Sozialsysteme und in den 

Niedriglohnsektor. 



Zudem schafft sie mit einer Verramschung des deutschen Passes einen weiteren Pull-Faktor, der zum 

massenhaften Missbrauch von Menschen aus aller Welt einladen wird, die zwar keinen Asyl- oder Fluchtgrund 

haben, aber wissen, dass sie sogar nach einer illegalen Einreise nicht unbedingt abgeschoben werden, sondern 

dauerhaft hierbleiben könnten. Diese würden schon nach wenigen Jahren die Voraussetzungen für eine 

Einbürgerung erfüllen und dann die Zukunft unseres Landes mitgestalten dürfen. 

Entgegen dem unverantwortlichen Ampel-Vorhaben soll nach Ansicht der AfD nur derjenige Teil unserer 

Schicksalsgemeinschaft werden dürfen, der bereit ist, auch in Krisenzeiten zu Deutschland zu stehen, und sich 

mit unserer Kulturnation voll identifiziert. Nur wer sich eindeutig für uns entscheidet, soll die deutsche 

Staatsbürgerschaft erlangen dürfen.“ 

 

Harald Weyel: Flüchtlingskonvention darf nicht als heilig gelten 
Berlin, 22. November 2023. 

Die südafrikanische Regierung plant, die Genfer Flüchtlingskonvention von 1951 und das Protokoll von 1967 

über ihren Anwendungsbereich auszusetzen, bis sie Arbeitsbeschränkungen, das Recht auf Bildung und das 

Recht auf Staatsbürgerschaft für Migranten eingeschränkt hat. Innenminister Aaron Motsoaledi hält die liberale 

Asylpolitik Südafrikas für anachronistisch und forderte eine „radikale Überholung“. Die Regierung der ANC-

Partei beklagt, dass Menschenschmuggler, Kriminelle und Wirtschaftsmigranten Gesetzeslücken ausnutzen. 

Auch Großbritannien deutete neulich an, die Europäische Menschenrechtskonvention verlassen zu wollen. 

Harald Weyel, stellvertretender Schatzmeister der AfD, dazu: 

„Grade Deutschland leidet (hausgemacht) unter einem Missbrauch von anachronistischen internationalen 

Abkommen. Keine Konvention darf als so heilig gelten, dass Deutschland um ihrer Einhaltung willen in 

Masseneinwanderung ertrinkt. Ob dazu nun die Genfer Flüchtlingskonvention etc. auf unbestimmte Zeit 

ausgesetzt oder aber nur knallhart angewendet werden muß, sei dabei völlig dahingestellt.“ 

 

 

 
 


